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MalMsschlaggesetz
vom 18. März 1910. 

(GBVl. S. 118.)

3m Name» feiler Majestät M S-aigS.
fnitpoli),

von GotleS Gnaden Königlicher Prinz von Bayern, 

Regent.

Wir haben nach Vernehmung des StaatSratS mit 
Beirat und Zustimmung der Kammer der ReichSräte 
und der Kammer der Abgeordneten beschlossen und 
verordnen was folgt:

1. Abschnitt.

Allgemeine »estimmungen.
Gegenstand des MalzauffchlagS. 
Art. 1. (1) Dem Malzaufschlag unterliegt das zur 
Bierbereitung innerhalb Bayerns bestimmte, in Bayern 
geschrotete Malz.

(2) Der Malzaufschlag kam auch von dem zur 
Bereitung bierähnlicher Getränke bestimmten Malze 
erhoben werden. Die Herstellung solcher Getränke 
kann unter Eteueraufficht gestellt werden. Die näheren 
Bestimmungen werden im Verwaltungsweg erfassen. 

Malzaufschlaggesetz. 2. Aufl. 1



2 Malzaufschlaggesetz. I. Allg Bestimmungen. Art. 1, 2.

(3) Unter Malz wird alles künstlich zum Keimen 
gebrachte Getreide verstanden. 

«ussB. zu Art. 1 Abs. 2 und Art. 2 «bs. 3.1)
Bierähnliche Getränke.

8 1. 1 Malz, das zur Bereitung bierähnlicher Getränke 
verwendet wird, unterliegt dem Malzaufschlage.

2 Als bierähnlich im Sinne des Gesetzes sind die­
jenigen Getränke anzusehen, welche als Ersatz für Bier 
in den Handel gebracht oder genossen zu werden pflegen.

3 Die Verwendung von Ersatzstoffen jeder Art für 
Malz bei der Herstellung bierähnlicher Getränke ist ver­
boten.

* Die Herstellung bierähnlicher Getränke unterliegt 
den gleichen Überwachungsvorschriften wie die Herstellung 
von Bier.

AusfB. zu Art. 1 Abs. 3.
Spitzmalz.

8 2. Angekeimtes Getreide, bei dem die Keimung so 
zeitig unterbrochen worden ist, daß die gebildete Diastase 
ohne Hinzunahme anderen Malzes zur Verzuckerung der 
Maische nicht ausreicht — Spitz malz und dergl. —, ist 
nicht als Malz im Sinne des Gesetzes anzusehen. 

Verbot der Verwendung von Ersatzstoffen. 
Art. 2. (1) Zur Bereitung von Bier dürfen andere 
Stoffe als Malz (Dörr- oder Lustmalz), Hopfen, Hefe 
und Waffer nicht verwendet werden.

(r) Zur Bereitung von untergärigem Biere darf 
nur aus Gerste bereitetes Malz verwendet werden.

(3) Für die Herstellung bierähnlicher Getränke kann 
die Verwendung von Malzersatzstoffen verboten werden.

(4) Zur Herstellung von Bier oder bierähnlichen

Die Ausführungsbestimmungen zum Malz- 
aufschlaagefetze wurden auf Grund von Art. Abs. 4 deS 
Matzaufschlaggesetzes durch Bekanntmachung der K. Staatsministerien 
des Innern und der Finanzen am 24. Marz 1910 erlassen. (Amts­
blatt o. GenDir. d. Zölle u. indirekten Steuern 1910 Nr 16 S. 179 ff.)



Ausführungsbestimmungen. 5§ 1—5 3

Getränken bestimmte Zubereitungen dürfen nicht in 
den Verkehr gebracht werden.

(6) Der Zusatz von Wasser zum Biere durch Brauer 
nach Feststellung des Extraktgehalts der Stammwürze 
im Gärkeller oder durch Bierhändler und Wirte ist 
untersagt.

AusfB. ,u «rt. 2 «bs. 1. 
Ersatzstoffe.

8 3. 1 Bei der Bereitung von Bier ist nicht nur die 
Verwendung von Malzersatzstoffen aller Art sondern auch 
die Verwendung aller Hopfenersatzstoffe sowie aller Zu­
taten irgendwelcher Art, auch wenn sie nicht unter den 
Begriff der Malz- oder Hopsenersatzstosfe gebracht werden 
können, verboten.

2 Die Verwendung von Farbebier, das der Bestim­
mung in Art. 2 Abs. 1 und 2 des Gesetzes entsprechend 
innerhalb Bayerns hergestellt ist, fällt nicht unter das 
Verbot der Verwendung von Ersatzstoffen bei der Bier­
bereitung.

3 Die Verwendung von Bierklärmitteln, die rein 
mechanisch wirken und vollständig wieder ausgeschieden 
werden, verstößt nicht gegen das Verbot der Verwendung 
von Ersatz- und Zusatzstoffen bei der Bierbereitung. Da­
gegen ist die Verwendung von Bierklärmitteln, die nur 
unvollständig wieder ausgeschieden werden, bei der Bier­
bereitung nicht zulässig.

AusfB. zu «rt. 2 «bs. 2.
Ober- und untergäriges Bier. 

8 4. Als untergärig gelten die mit untergäriger, aus­
schließlich zu Boden gehender Hefe bereiteten, als ober­
gärig die mit obergäriger, Auftrieb gebender Hefe her­
gestellten Biere.

AusfB. zu «rt. 2 «bs. 3. 
(siehe oben zu Art. 1 Abs. 2). 

AuSfB. zu «rt 2 «bs. 4. 
Verbotene Zubereitungen.

8 S. Das Verbot des Art. 2 Abs. 4 des Gesetzes be­
zieht sich auf Zubereitungen, die nach ihrer Bezeichnung, 

1*



4 Mal»austchlaggesetz. I. Hllg. Bestimmungen. Art 3, 4.

Gebrauchsanweisung oder Anpreisung usw. zur Herstel­
lung von Bier oder von bicrähnlichen Getränken be­
stimmt sind.

AusfB. zu Art. 2 «bs. 5.
Zusatz von Wasser zum Bier.

g 6. 1 Die Feststellung des Extraktgehalts der Stamm­
würze im Gärkeller (Anstellwürze) hat durch den Brauer 
für jeden Sud entweder im Sammelbottich oder, wo ein 
solcher fehlt, in den Gärbottichen spätestens in 10 Stun­
den nach der Befüllung zu erfolgen.

2 Unter das Verbot des Art. 2 Abs. 5 des Gesetzes 
fällt nicht ein Zusatz von Wasser zur Bierwürze oder zum 
Bier, der in der Brauerei während des Brauversahrens 
lediglich aus Gründen des Betriebs und nicht zum Zwecke 
der Verdünnung erfolgt.

Eintritt der Steuerpflicht.
Art. 3. (1) Das Malz wird steuerbar, sobald eS sür 
den Zweck der Erzeugung von Bier zum Schroten 
in die Mühle eingebracht wird.

(2) Das Malz gilt als in die Mühle eingebracht
1. bei einer öffentlichen Malzmühle, sobald eS 

in ein zu dem Mühlanwesen gehöriges Ge­
bäude oder in dessen unmittelbare Umgebung 
gebracht ist;

2. bei einer eigenen Malzmühle, sobald eS das 
Wägegefäß der selbsttätigen Wägevorrichtung 
durchlaufen hat;

3. bei einer anderen zum Schroten von Malz 
benützbaren Vorrichtung, sobald eS in den 
Raum, in welchem sich diese Vorrichtung 
befindet, oder, falls die Vorrichtung im 
Freien aufgestellt ist, in deren unmittelbare 
Umgebung gebracht ist.



Au-führungSbestimmungen. 83 6—8. 5

AuSfB. zu Art. 3.
Eintritt der Steuerpflicht.

8 7. Unter Schroten ist jede Art der Zerkleinerung zu 
verstehen, welche das Malz zur Bierbereitung tauglich 
macht, z. B. Quetschen, Brechen, Mahlen.

Befreiung vom Malzaufschlage. 
Art. 4. (1) Dem Malzaufschlag unterliegt nicht Malz, 
welches unter Einhaltung der von der Steuerverwaltung 
erlassenen Borschristen zu einem anderen Zwecke al» 
zur Bierbereitung geschrotet und verwendet wird-

(2) Werden diese Vorschriften nicht beachtet, so 
unterliegt das Malz dem Malzausschlage zu dem 
höchsten Steuersätze.

(3) Die Verwendung von ausschlagfreiem Malze 
zur Bierbereitung ist verboten.

AussB. zu Art. 4.
Befreiung vom Malzaufschlage.

8 8. 1 Wer Malz zu ausschlagsreien Zwecken schroten 
und verwenden will, hat hiesür beim zuständigen Haupt­
zollamte die Genehmigung zu erholen. Das Hauptzoll­
amt kann eine genaue Beschreibung des Verwendungs­
zwecks, der Art und Weise der Verwendung, des Ortes 
der Lagerung des Malzes und der daraus herzustcllenden 
Erzeugnisse verlangen. Das Hauptzollamt setzt unter 
Berücksichtigung der Betriebsverhältnisse die erforder­
lichen überwachungsmaßregeln fest. Im übrigen finden 
die Vorschriften des Gesetzes über das Schroten von Malz 
zum Zwecke der Bicrbereitung entsprechende Anwendung.

2 Der auf Grund von Art. 4 Abs. 2 des Gesetzes zu 
dem höchsten Satze zu entrichtende Malzaufschlag ist im 
Aalle der Vermischung des Malzes mit anderen Stoffen 
vor dem Schroten von dem Gewichte des ganzen Ge- 
misches zu erheben.

3 Tie Verwendung von aufschlagfreiem Malz zur 
Herstellung bierähnlicher Getränke ist verboten.



6 Malzaufschlaggesetz. L Allg. Bestimmungen.

Betrag deS MalzaufschlagS. 
Art. 5. (1) Der Malzaufschlag beträgt für einen 
Doppelzentner de« in einem Brauereibetrieb steuerbar 
gewordenen ungeschrotenen Malze« bei einem Gesamt­
malzverbrauch innerhalb eine« Kalenderjahr«

biS zu 1000 dz 15-As für 1 dz
von mehr als 1000 dz 1500 dz 15,50 M 1 dz

1500 dz 2000 dz 16,— M 1 dz
2000 dz 2500 dz 16,50 M 1 dz
2500 dz 3000 dz 17,— M w 1 dz
3000 dz 3500 dz 17,50 M 1 dz
3500 dz 4000 dz 18,—As 1 dz
4000 dz 4500 dz 18,50 M 1 dz
4500 dz 5000 dz 19,— M 1 dz
5000 dz 6000 dz 19,50 M 1 dz
6000 dz 20,— M 1 dz

(2) Übersteigt der Malzverbrauch in einem Brauerei­
betrieb innerhalb eine« Kalenderjahre« die erste Staffel 
de« Abs. 1 um nicht mehr al« 50 Doppelzentner oder 
eine der übrigen Staffeln um nicht mehr al» 100 Doppel­
zentner, so ist nur für die überschreitende Menge der 
Malzaufschlag nach dem Satze der höheren Staffel 
zu entrichten.

(3) Übersteigt in der Zeit bis 31. Dezember 1918 
der Malzverbrauch in einem Brauereibetrieb inner­
halb eine« Kalenderjahre« den Durchschnittsverbrauch 
der Jahre 1907,1908 und 1909 bei Betrieben bis 
zu 6000 Doppelzentner jährlichem Malzverbrauch um 
mehr al« 10 vom Hundert, bei Betrieben von mehr 
al« 6000 Doppelzentner jährlichem Malzverbrauch um 
mehr al« 5 vom Hundert, so erhöhen sich für die 
überschreitende Menge die Malzaufschlagsätze de« Abs. 1 
um 10 vom Hundert. Auf Betriebe, die noch keine
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drei Jahre bestehen, findet diese Bestimmung finn­
gemäße Anwendung.

(4) Ergeben fich für einzelne Brauereien aus der 
Bemeffung der Durchschnittsverbrauches nach den in 
den Jahren 1907,1908 und 1909 verwendeten Malz­
mengen besondere Härten, so kann die Steuerver­
waltung auS Billigkeitsgründen einen erhöhten Durch­
schnittsverbrauch festsetzen.

(6) Für Personen, die Bier nur für ihren Haus­
bedarf bereiten und hiezu im Kalenderjahre nicht 
mehr als 5 Doppelzentner Malz verwenden, beträgt 
der Malzausschlag 10 M für den Doppelzentner. 
ES ist verboten, Bier, das unter Inanspruchnahme 
der Steuerermäßigung hergestellt ist, an nicht zum 
Haushalte gehörige Personen gegen Entgelt abzu­
geben. Bierverkäufer haben auf die Ermäßigung 
keinen Anspruch.

(6) Für neue Brauereien, welche nach dem 1. März 
1910 in Betrieb genommen werden, sowie für Brau­
ereien, welche nach dem 1. März 1910 wieder in 
Betrieb genommen werden, nachdem sie mehr als 
zwei Jahre außer Betrieb waren, erhöhen fich die 
Malzausschlagsätze der Abs. 1 um 25 vom Hundert. 
Von dieser Erhöhung können auS Gründen der Billig­
keit befreit werden neue Brauereien, welche nach dem 
1. März 1910 in Betrieb genommen werden, wenn 
die Verträge über den Bau des BrauereigebäudeS 
sowie über die Lieferung der erforderlichen Maschinen 
und Brauereigeräte noch vor dem 1. Oktober 1909 
rechtsverbindlich abgeschlossen worden find.

(7) AIS neue Brauereien im Sinne des Abs. 6 
find nicht anzusehen diejenigen Brauereien, die zwar



mehr als zwei Jahre außer Betrieb waren, für 
welche aber ein auf ein bestimmtes Grundstück ein­
getragenes Braurecht (Realrecht) besteht, da» auch 
während der ganzen Zeit des Nichtbetriebes der 
Brauerei zur Gewerbsteuer veranlagt war. Soferne 
jedoch solche Brauereien nach dem 1. Januar 1910 
durch Kauf den Besitzer gewechselt haben, unterliegen 
sie den Bestimmungen des Abs. 6.

(8) Mehrere BraustLtten, die für Rechnung einer 
und derselben Person oder Gesellschaft betrieben 
werden, find im Sinne des Abs. 1 al» ein Brauerei­
betrieb anzusehen. Sind mehrere, zur Zeit des In­
krafttreten» dieses Gesetzes für Rechnung einer und 
derselben Person oder Gesellschaft betriebene Brau­
stätten bisher steuerlich getrennt behandelt worden, 
so find fie auch nach dem Inkrafttreten dieses Ge­
setze» getrennt zu behandeln.

(8) Wird eine Braustätte von mehreren für eigene 
Rechnung brauenden Personen benutzt, so ist für die 
Höhe des Malzaufschlag« die Menge de« Malzes 
entscheidend, die jede einzelne dieser Personen zur 
Bierbereitung verwendet. Aus BraustLtten, die erst 
nach dem 1. Oktober 1909 betriebsfähig hergerichtet 
worden sind, findet diese Bestimmung keine Anwendung. 

AusfB. zu Art. 5 Abs. 1 mit 4.
Berechnung des Malzaufschlags.

8 9* 1 Der für eine Brauerei anzuwendende Malzauf­
schlagsatz ist vorläufig nach dem Malzverbrauche des Ka-- 
lenderjahrs, in dem zuletzt ein Betrieb der Brauerei 
stattgesunden hat, zu bemessen. Der für neu entstehende 
Brauereien im ersten Jahre des Betriebs vorläufig an­
zuwendende Malzausschlagsatz wird vom Hauptzollamte



Ausführung-bestimmmlgen. 8 9. 9

nach Maßgabe der Betriebsverhältnisse der Brauerei 
bestimmt.

1 übersteigt der Malzverbrauch in einem Brauerei­
betrieb innerhalb eines Kalenderjahrs den der Malz­
aufschlagberechnung vorläufig zu Grunde gelegten Malz­
verbrauch, so unterliegt bei Überschreitung der ersten 
Staffel des Art. 5 Abs. 1 des Gesetzes um mehr als 
60 Doppelzentner oder bei Überschreitung einer anderen 
Staffel um mehr als 100 Doppelzentner der gesamte 
Malzverbrauch der Brauerei im Kalenderjahre dem zu­
treffenden höheren Malzausschlagsatze; die erforderliche 
Nachzahlung ist bei der nächsten Aufschlagentrichtung zu 
leisten, soweit nicht die ordentliche Stundung eintritt 
Bleibt der Malzverbrauch in einem Brauereibetrieb in 
einem Kalenderjahr unter dem Malzverbrauche zurück, 
der der Malzaufschlagberechnung vorläufig zu Grunde 
gelegt war, so unterliegt der gesamte Malzverbrauch der 
Brauerei im Kalenderjahre nur demjenigen Satze, welcher 
der tatsächlichen Malzverwendung entspricht. Der Betrag, 
welcher durch die vorläufige Anwendung eines höheren 
Malzaufschlagsatzes zu Ungebühr erhoben worden ist, ist 
an der Aufschlagschuldigkeit in Abzug zu bringen oder, 
soweit eine solche nicht besteht, zu erstatten.

3 Bei der Ermittlung des steuerpflichtigen Gesamt­
malzverbrauchs eines Brauereibetriebs innerhalb eines 
Kalenderjahrs und des hienach anzuwendenden Steuer­
satzes sind diejenigen Malzmengen außer Ansatz zu lassen, 
für welche auf Grund des Artikel 10 des Gesetzes der 
Malzaufschlag nachgelassen oder vergütet worden ist.

4 Der Durchschnittsmal-verbrauch der Jahre 1907, 
1908 und 1909 (Artikel 5 Abs. 3 des Gesetzes) wird für 
jede Braustätte und für jede auf eigene Rechnung brau­
ende Person durch die K. Generaldirektion der Zölle und 
indirekten Steuern festgesetzt. Die Festsetzung erfolgt nach 
dem Gewicht in der Weise, daß den in den Jahren 1907, 
1908 und 1909 nach dem Hohlmaße versteuerten Malz­
mengen ein Hektolitergewicht von 53,5 kg zu Grunde ge­
legt wird. Jedem Brauer ist der für ihn festgesetzte 
Durchschnittsmalzverbrauch bis spätestens 1. Juni 1910 
mitzuteilen. Der festgesetzte Durchschnittsverbrauch ist in
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den Brauereiverzeichnissen und in den jeweiligen Malz- 
verbrauchbüchern vorzumerken. Die Festsetzung eines 
erhöhten Durchschnittsverbrauchs aus Billigkeitsgründen 
erfolgt durch das K. Staatsministerium der Finanzen.

AusfB. zu Art. 5 Abs. 5.
Bereitung von Bier für den Hausbedarf. 

(Haus brau er.)
8 LV. 1 Wer die Ermäßigung des Malzausschlags für 
das zur Bereitung von Bier für seinen Hausbedarf ver­
wendete Malz (Artikel 5 Abs. 5 des Gesetzes) in Anspruch 
nimmt (Hausbrauer), hat dies bei der Erholung des 
ersten Malzscheins im Kalenderjahre der Hebestelle schrift­
lich anzuzeigen. Hiebei ist unter Anwendung eines amt- 

Muster 1. lichen Vordrucks die Erklärung abzugeben, daß im Kalen­
derjahre nicht mehr als 5 Doppelzentner Malz verwendet 
und das unter Inanspruchnahme der Steuerermäßigung 
hergestellte Bier nur im Haushalte des Anmelders ver­
braucht oder unentgeltlich abgegeben werden soll, ferner 
daß der Anmelder nicht mit Bier handelt.

2 Die Abgabe von Bier, das für den Hausbedarf 
unter Inanspruchnahme des ermäßigten Malzausschlag- 
fatzes hergestellt ist, an nicht zum Haushalte gehörige 
Personen gegen Entgelt oder der Handel mit Bier haben 
neben dem Verluste des Anrechts auf die Steuerermäßi- 
gung die Einleitung des Strafverfahrens zur Folge.

3 Vorübergehend angenommene Arbeiter oder 
Dienstleute werden als zum Haushalte gehörig nur dann 
angesehen, wenn sie im Haushalte verköstigt werden.

4 Hausbrauer haben über die Menge und den Ver­
brauch des von ihnen hergestellten Bieres Aufschrei-

Muster 2. bungen nach Muster 2 zu führen.
5 Wenn ein Hausbrauer im Laufe des Kalenderjahrs 

mehr als insgesamt 5 Doppelzentner Malz zur Bier­
bereitung verwenden oder Bier an nicht zum Haushalte 
gehörige Personen gegen Entgelt abgeben oder mit Bier 
handeln will, so hat er der Hebestelle vorher schriftlich 
Anzeige zu erstatten.

6 Die Entziehung der Malzaufschlagermäßigung we­
gen Mißbrauchs oder, weil eine der gesetzlichen Voraus-
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setzungen in Fortfall gekommen ist, erfolgt durch daS 
Hauptzollamt. Wird die Malzaufschlagermäßigung wäh­
rend eines Kalenderjahrs entzogen, fo unterliegt der ge­
samte Malzverbrauch in diesem Kalenderjahre den regel­
mäßigen Malzaufschlagsätzen.

AuSfB. zu Art. 5 Abs. 6.
Neuerrichtung von Brauereien.

8 LI. Tritt ein Brauereibetrieb an die Stelle eines be­
stehenden Betriebs, so entscheidet im einzelnen Falle 
die K. Generaldirektion der Zölle und indirekten 
Steuern, ob dieser Betrieb als neu entstandene Brauerei 
anzusehen ist. Die Gewährung der durch Artikel 5 Abs. 6 
Satz 2 des Gesetzes zugelassenen Erleichterung erfolgt 
durch das K. Staatsministerium der Finanzen.

AusfB. zu Art. 5 Abs. 8.
Behandlung von Brauereien, welche unter­

gäriges und obergäriges Bier her stellen. 
8 12. Wird in einer Brauerei zugleich untergäriges und 
obergäriges Bier erzeugt, so sind beide Betriebe in 
Ansehung des Steuersatzes als ein Betrieb zu erachten. 
In den übrigen steuerlichen Beziehungen sind diese 
Brauereien als zwei für sich bestehende selbständige Be­
triebe zu behandeln.

Behandlung mehrerer zu einem Brauerei­
betriebe vereinigten Braustätten.

8 18. 1 Eine Person oder Gesellschaft, für deren Rech­
nung mehrere Braustätten betrieben werden sollen, hat 
dies mindestens 8 Tage nach dem Besitzübergang oder 
mindestens 8 Tage vor Beginn des Betriebs den Steuer­
ämtern, in deren Bezirk sich die betreffenden Braustätten 
befinden, anzuzeigen. In der Anzeige sind Bezeichnung 
und Ort sämtlicher Braustätten und die Steuerämter, in 
deren Bezirk sie liegen, anzugeben.

2 Befinden sich die als ein Brauereibetrieb anzu­
sehenden Braustätten in verschiedenen Steueramtsbe­
zirken, so haben sich die für die einzelnen Braustätten 
zuständigen Steuerämter am Schlüsse jeden Vierteltahrs 
den Malzverbrauch der in ihrem Bezirke gelegenen Brau­
stätten und den angewendeten Steuersatz mitzuteilen.
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3 Die entsprechende Verständigung der beteiligten 
Steuerstellen erfolgt durch die Steuerämter.
8 14. 1 Wird die Verbindung, wegen der mehrere Brau­
stätten als ein Brauereibetrieb im Sinne des Art. 5 
Abs. 8 anzusehen sind, aufgehoben, so ist für den fort' 
gesetzten Betrieb der getrennt zu behandelnden Braue­
reien der Malzausschlag nach derjenigen Malzmenge $n 
erheben, die in den einzelnen Brauereien während des 
Kalenderjahrs verbraucht wurde.

2 Tritt eine solche Verbindung erst im Laufe eines 
Kalenderjahrs ein, so wird für den fortgesetzten Betrieb 
der vereinigten Brauereien der Malzausschlag nach der 
Malzmenge berechnet, die in den nunmehr einen Brau- 
ereibetrieb bildenden Einzelbrauereien im Lause des 
Jahres zusammen verwendet worden ist.

AusfB. zu Art. 5 Abs. 9.
Benützung einer Braustätte durch mehrere 

Personen.
8 15. 1 Auf eigene Rechnung im Sinne des Artikel 5 
Abs. 9 braut nur derjenige, der die Braustoffe auf eigene 
Rechnung beschafft, das Malz zum Schroten anmeldct, 
auf eigene Rechnung gesondert versiedet, das daraus 
hergestellte Bier gesondert lagert und aus eigene Rech­
nung verlaust.

2 Geht eine Braustätte, die bisher von mehreren 
auf eigene Rechnung brauenden Personen benützt worden 
ist, während eines Kalenderjahrs in die alleinige Be­
nützung einer Person oder einer Gesellschaft über, so ist 
für den Rest oes Jahres der Aufschlagsatz nach der­
jenigen Malzmenge zu bemessen, welche während des 
Jahres von der Person oder Gesellschaft in der Brau­
stätte verwendet worden ist.

Aushilfsweise Benützung einer anderen 
Braustätte durch Brauereibe Über.

8 16. Ist der Besitzer (Mitbesitzer, Brauberechtigte) einer 
Braustätte an deren Benützung verhindert, so kann ihm 
auf Antrag von der K. Generaldirektion der Zölle und 
indirekten Steuern vorübergehend die Benützung einer 
anderen Branstätte mit der Wirkung gestattet werden,
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daß diese Benützung hinsichtlich der Steuerberechnung 
als Fortsetzung des eigenen Betriebs anzusehen und der 
sonstige Betrieb der fremden Braustätte hievon unab­
hängig zu behandeln ist.

Steuerpflichtiges Gewicht.
Akt. 6. (u Der Malzausschlag wird vom Rein­
gewichte des in die Mühle eingebrachten ungeschroteten 
Malzes erhoben. Bruchteile eines Kilogramms bleiben 
außer Ansatz.

(2) Bei der Verarbeitung von Weizenmalz wird 
ein Doppelzentner Weizenmalz gleich neun Zehntel 
Doppelzentner Gerstenmalz gerechnet.

(S) Hat daS Malz durch eine andere Bearbeitung 
als Reinigen oder Schroten (z. B. Enthülsen) eine 
wesentliche Gewichtsverminderung erfahren, so ist diese 
nach näherer Anordnung der Steuerverwaltung dem 
steuerpflichtigen Gewichte zuzurechnen.

AusfB. zu Art. 6 «bs. 1.
Ermittelung des steuerpflichtigen Ge­

wichts des Malzes.
8 17. 1 Das Reingewicht des Malzes ist entweder durch 
Verwiegung des Malzes allein oder in der Weise zu 
ermitteln, daß das Rohgewicht festgestellt und davon 
das nach der Entleerung zu ermittelnde Gewicht der 
Umschließungen abgezogen wird.

2 Wird das Reingewicht des mit einem Malzschein 
in die Mühle eingebrachten Malzes durch mehrere Ein­
zelverwiegungen ermittelt, so haben Bruchteile eines 
Kilogramms lediglich bei dem ermittelten Gesamtgewicht 
außer Ansatz zu bleiben.

AusfB. zu Art. 6 Abs. 2.
8 18. Wird die Vergünstigung des Artikel 6 Abs. 2 in 
Anspruch genommen, so ist das Weizenmalz gesondert an­
zumelden, zu verwiegen und zu schroten. Auf Gemischte
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von Weizenmalz und anderem Malze findet die Bestim­
mung in Artikel 6 Abs. 2 keine Anwendung.

AusfB. zu Art. 6 «bs. 3.
Ermittelung des steuerpflichtigen Ge­

wichts für Malz, das eine Gewichtsver­
minderung erfahren hat.

8 LS. 1 Gelangt Malz, das vor dem Schroten durch 
völliges oder teilweises Schälen, völliges oder teilweises 
Enthülsen oder durch eine sonstige Bearbeitung mit Aus­
nahme des Reinigens eine wesentliche Gewichtsvermin­
derung erfahren hat, zur Verwendung, so sind dem nach 
§ 17 zu ermittelnden Gewichte des ungeschroteten Malzes 
bis auf weiteres 10 vom Hundert zuzuschlagen.

2 Das Polieren des Malzes (Entfernen von Staub, 
Keimen und abstehenden Spelzenteilen) ohne weiter­
gehendes Enthülsen bedingt in der Regel einen Ge­
wichtszuschlag nicht.

3 Als eine wesentliche Gewichtsverminderung im 
Sinne des Artikel 6 Abs. 3 des Gesetzes ist eine Vermin­
derung um mehr als 1 vom Hundert des Gewichts des 
entkeimten Malzes anzusehen.

4 Soll Malz, das eine wesentliche Gewichtsvermin­
derung im Sinne der vorstehenden Bestimmungen er­
fahren hat, mit anderem Malze vermischt zur Verwen­
dung gelangen, so sind die betreffenden Malzmengen ge­
sondert anzumelden und zu schroten. Wird die Anmel­
dung unterlassen, so unterliegt, abgesehen von der 
etwa verwirkten Strafe, die gesamte zur Verarbeitung 
gelangte Malzmenge dem Gewichtszuschlage, welcher für 
das im Gewichte verminderte Malz vorgesehen ist. 
Person des Malzaufschlagpflichtigen.
Art. 7. Den Malzaufschlag hat derjenige zu ent­
richten. für dessen Rechnung das Malz geschrotet wird. 

Erheb««g und Stundung drS Malzaufschlags. 
Art« 8. (1) Der Malzaufschlag ist zu entrichten: 

1. für daS zur Erzeugung von untergärigem 
Biere bestimmte Malz und zwar



für Malz, welches im ersten Viertel einer 
Kalenderjahrs in die Mühle gebracht wird, 
zur Hälfte in der Zeit vom ersten bis fünf­
zehnten April, zur anderen Hälfte in der 
Zeit vom ersten bis fünfzehnten Oktober 
desselben JahreS;

für Malz, welches im zweiten Viertel 
eines Kalenderjahrs in die Mühle gebracht 
wird, im ganzen Betrag in der Zeit vom 
ersten bis fünfzehnten Juli desselben JahreS; 

für Malz, welches im dritten Viertel 
eines Kalenderjahrs in die Mühle gebracht 
wird, im ganzen Betrag in der Zeit vom 
ersten bis fünfzehnten Oktober desselben 
JahreS;

für Malz, welches im vierten Viertel 
eines Kalenderjahrs in die Mühle gebracht 
wird, zur Hälfte in der Zeit vom ersten bis 
fünfzehnten Januar, zur anderen Hälfte in 
der Zeit vom ersten bis fünfzehnten Juli 
des nächstfolgenden Kalenderjahr-;

2. für das zum Zwecke der Erzeugung von 
obergärigem Biere innerhalb eines Kalender­
vierteljahrs in die Mühle gebrachte Malz 
in der Zeit vom ersten bis fünfzehnten des 
auf das Vierteljahr unmittelbar folgenden 
Monats.

(2) Die höhere Verwaltungsbehörde kann in be­
sonderen Fällen eine weitergehende Stundung des 
Malzaufschlags ausnahmsweise zulassen.

(8) Liegen Tatsachen vor, welche den Eingang deS 
MolzaufschlagS gefährdet erscheinen lassen, und leistet
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der Pflichtige nicht genügend« Sicherheit, so kann die 
Steuerbehörde die sofortige Einbezahlung de- ange­
fallenen Malzaufschlags verlangen und die Ausstellung 
von Malzscheinen von der vorherigen Entrichtung 
des Malzaufschlags abhängig machen.

«usfv. zu Art. 8.
Malzverbrauchbuch.

8 LV. 1 Die Hebestellen haben Malzverbrauchbücher nach 
Muster 3. Muster 3 und der dort gegebenen Anleitung zu führen. 

Am Schluffe jeden Kalendervierteljahrs sind die Malz­
verbrauchbücher abzuschließen.

2 Hebestellen im finite der Aussührnngsbestimmun- 
gen sind die Steuerämter, die ihnen gleichgestellten 
Steuerhebestellen und die Steuerstellen.

Einsendung der Bücherund Herstellung der 
Abrechnung.

8 2L 1 Die Steuerstellen haben bis längstens zum 
5. des auf ein Vierteljahr folgenden Monats dem vor­
gesetzten Steueramte die Malzverbrauchbücher mit den 
dazu gehörigen Belegen, die Mühlbücher, die Brau­
bücher der Hausbrauer und die Sudbücher einzusenden. 

1 Das Steueramt prüft die Bücher und Belege 
lediglich auf ihre Vollständigkeit, stellt über den gesamten 
Malzaufschlaganfall des Vierteljahrs eine Abrechnung 

Muster 4. nach Muster 4 auf und legt diese in zweifacher Ausferti­
gung mit den Büchern und Belegen sowie einer ver- 

Muster 5. gleichenden. Übersicht nach Muster 5 bis zum 12. des auf 
das Vierteljahr folgenden Monats dem Hauptzollamte vor.

3 In der Abrechnung sind die Solleinnahmen an 
Malzaufschlag ausgeschieden nach dem Anfall an Auf­
schlag für

A.} untergäriges Bier,
B) obergäriges Bier,
C) bierähnliche Getränke

vorzutragen. Unter die Solleinnahme (Spalte 16) sind 
auch jene Malzaufschlagbeträge einzurechnen, die schon 
vor dem ordentlichen Zahlungstermine zur Einzahlung 
gelangen. Sind hienach in die Abrechnung für das 1.
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ober 2. Vierteljahr auch gestundete Beträge aus dem 4. 
ober 1. Vierteljahre, die an sich erst für das 2. ober
3. Vierteljahr zur Sollstellung gelangen sollten, als
Sollanfall einzustellen, so ist in die Abrechnungen für 
die betreffenden Vierteljahre eine erläuternde Bemerkung 
aufzunehmen.

* Die Stundung (Spalte 12) ist von dem gesamten 
Aufschlaganfalle für das betreffende Vierteljahr (Spalte
11), also ohne Abzug etwaiger vorausbezahlter Beträge, 
zu berechnen und die Vorauszahlung daher lediglich auf 
die Schuld für das laufende Vierteljahr anzurechnen, 
übersteigt die Vorauszahlung die für das betreffende 
Vierteljahr einzuzahlende Schuld, so tritt eine Kürzung 
der Stundung um den Mehrbetrag der Vorauszahlung ein.

5 übersteigt der zurückzuzahlende Betrag ^Spalte 15) 
den Aufschlaganfall für das betreffende Vierteljahr 
(Spalte 11), so wird von dem zurückzuzahlenden Betrage 
der gesamte Ausschlaganfall für das abgelausene Viertel­
jahr, also ohne Berechnung einer Stundung, in Ab­
zug gebracht und nur der hienach verbleibende Über­
schuß erstattet. Übersteigt der zurückzuzahlende Betrag 
nur den für das abgelaufene Vierteljahr sofort einzu­
zahlenden Betrag (Spalte 13), so ist die Stundung um 
den überschießenden Betrag zu kürzen, eine bare Hin­
auszahlung also nicht zu leisten.

6 Besitzt eine Person ober Gesellschaft mehrere Brau­
stätten, die in Ansehung des Steuersatzes als ein Be­
trieb anzusehen sind, so ist in der Abrechnung bei jedem 
der zusammengehörigen Betriebe in den Spalten 5 und 6 
der Malzverbrauch der übrigen Betriebe nachrichtlich 
mit roter Tinte vorzumerken und hieraus eine etwaige 
Nacherhebung ober Rückzahlung zu berechnen.

7 Das Hauptzollamt prüft die Bücher und Belege 
lediglich auf ihre Vollständigkeit, stellt eine vergleichende 
Übersicht nach Muster 6 her und legt diese bis spätestens Muster 6. 
18. des auf das Vierteljahr folgenden Monats der
K. Generaldirektion vor. Das Hauptzoltamt fertigt ferner 
nach den Abrechnungen der Steuerämter eine Zusammen­
stellung nach Muster 7 aus und legt diese in einfacher Muster 7. 
Ausfertigung mit je einer Ausfertigung der Abrechnun- 

Maszaufschlaggesetz. 2. Aufl. 2
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gen der Steuerämter sowie mit den Büchern und Be­
legen bis spätestens zum 20. des auf das Vierteljahr 
folgenden Monats der K. Generaldirektion vor.

8 Nach dem Ergebnisse der Prüfung durch die K. 
Generaldirektion der Zölle und indirekten Steuern haben 
die Hauptzollämter und die Steuerämter ihre Abrech 
nungen zu berichtigen.

Einhebung des Malzaufschlags.
8 22. 1 Die Steuerämter haben nach Feststellung der 
Aufschlagschuld in der Abrechnung (§ 21 Abs. 2) un- 

Slufter 8. verzüglich dem Pflichtigen eine Mitteilung nach Muster 8 
unter Anberaumung einer angemessenen Zahlungsfrist 
verschlossen zu übersenden.

2 Der Pflichtige hat den Malzaufschlag innerhalb 
der Zahlungsfrist, spätestens aber am 15. des auf das 
Vierteljahr folgenden Monats und, wenn dieser Tag ein 
Sonn- oder Feiertag ist, am nächstfolgenden Werktage 
beim Steueramte kostenfrei einzubezahlen. Ist der Malz­
aufschlag vorauszubezahlen, so hat die Entrichtung bet 
der Hebestelle mit der Erholung des Malzscheins zu er­
folgen.

8 Über die geleistete Zahlung ist vorschriftsmäßige 
Quittung zu erteilen.

Stundung des Malzaufschlags. 
§ 28. 1 Die ordentliche Stundung des Malzaufschlags 
ist in der Regel allen Pflichtigen zu gewähren; ausge­
nommen hievon sind die Hersteller von bierähnlichen 
Getränken, welche die angefallenen Malzaufschlagbeträge 
jeweils bei Erholung des Malzscheines zu entrichten 
haben.

2 Zur Gewährung einer weitergehenden Stundung 
im Sinne des Artikel 8 Abs. 2 des Gesetzes ist die K. 
Generaldirektion der Zölle und indirekten Steuern zu­
ständig.

3 Die ordentliche Stundung des Malzaufschlags ist 
zu versagen und die Ausstellung von Malzscheinen von 
der vorherigen Entrichtung des Aufschlags abhängig zu 
machen

a) wenn eine Brauerei durch Pächter oder Nicht­
angehörige des Deutschen Reich- betrieben wirb ;
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b) wenn ein Ausschlagpslichtiger den Malzaufschlag 
nicht rechtzeitig entrichtet, solange er nicht den 
Ausstand berichtigt oder nach Maßgabe des Art. 8 
Abs. 2 des Gesetzes weitergehende Stundung er­
langt hat;

c) wenn eine Brauerei veräußert wird, ohne daß 
der Erwerber die Berichtigung der bestehenden 
Aufschlagschuld vertragsmäßig übernimmt;

<l) wenn die Zwangsversteigerung einer Brauerei 
angeordnet wird;

e) wenn über das Vermögen eines Ausschlagpflich­
tigen das Konkursverfahren eröffnet wird;

f) wenn Tatsachen vorliegen, die einen Ausfall am 
schuldigen Aufschläge befürchten lassen, z. B. Tat­
sachen, welche die Gefahr der heimlichen Ver­
äußerung einer Brauerei befürchten lassen, oder 
stattgefundener Besitzwechsel, solange im Grund­
buche der Besitztitel auf den Erwerber des An­
wesens nicht berichtigt ist usw.

4 Die Aufsichtsbeamten haben sich über die Ver­
mögensverhältnisse der Aufschlagpflichtigen in geeigneter 
Weise zu vergewissern und über besondere Tatsachen, 
welche die Aufhebung der ordentlichen Stundung ange- 
zeigt erscheinen lassen, unverzüglich dem vorgesetzten 
Hauptzollamt Anzeige zu erstatten.

5 Die sofortige Einhebung des Malzaufschlags und 
die Verweigerung der Ausstellung eines Malzscheins 
ohne gleichzeitige Gefälleentrichtung kann durch Sicher­
heitsleistung abgewendet werden. Auf die Sicherheits­
leistung finden die Vorschriften über die Bestellung von 
Sicherheit für gestundete Zollgefälle entsprechende An­
wendung.

Vorauszahlung des Malzaufschlags.
8 L4. 1 Freiwillige Vorauszahlungen des Malzauf­
schlags sind nur mit Genehmigung des Hauptzollamts 
zulässig.

2 Ergibt sich bei der Vorauszahlung des Malzauf­
schlags (§ 23 Abs. 3 und § 24 Abs. 1), daß das ermittelte 
steuerpflichtige Gewicht des Malzes mit der angemelde­
ten Malzmenge nicht übereinstimmt, so hat der Aus- 

2*
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gleich bei Erholung des nächsten Malzscheins, für das 
letztmalige Schroten von Malz in einem Kalenderviertel­
jahr aber sowie bei Einstellung des Betriebs durch ent­
sprechende Nacherhebung oder Rückzahlung zu erfolgen. 

3 über die Aufschlagpslichtigen, welche zur Voraus­
zahlung des Malzausschlags verpslichtct sind, ist bei jeder 

Muster 9. Hebestelte ein Verzeichnis nach Muster 9 ZU führen.
Rückstände des M a l z a u s s ch l a g s.

8 2S 1 Tas Steueramt hat diejenigen Aufschlagpslich­
tigen, welche innerhalb der gesetzlichen Zahlungsfrist 
mit ihrer Malzausschlagschuld im Rückstände geblieben 
sind, unter Angabe der Höhe des Rückstandes dem vor­
gesetzten Hauptozllamt unverzüglich zur Anzeige zu 
bringen.

2 Tas Hauptzollamt hat wegen des rückständigen 
staatlichen Malzaufschlags das Beitreibungsverfahren 
nach den für die Beitreibung von Staatsgefällen gelten­
den Vorschriften einzuleiten. Rückstände an gemeindlichem 
Malzaufschlage sind der beteiligten Gemeinde anzuzeigen, 
welcher auch die zwangsweise Beitreibung obliegt. Ebenso 
ist die beteiligte Gemeinde sofort zu verständigen, wenn 
ein Ausfall am Aufschläge zu befürchten ist.
Rückvergütung des Malzaufschlags bei der Ausfuhr von Vier.
Art. 9. (1) Bei der Ausfuhr von Bier, das in
Bayern aus versteuertem Malze hergestellt worden
ist, kann der Malzaufschlag rückvergütet werden.

(2) Die näheren Anordnungen, insbesondere über 
die Mindestmenge des Bieres, für welche bei der 
Ausfuhr eine Vergütung beansprucht werden kann, 
dann über die Höhe der Vergütung werden von der 
Steuerverwaltung erlassen.

AusfB. zu Art. S.
Vergütung des Malzausschlags bei der 

Ausfuhr von Bier.
8 36. Die Bestimmungen über die Vergütung des Malz­
aufschlags bei der Ausfuhr von Bier sind in der An- 

«niageA. loge A (Malzaufschlagvergütungsordnung) enthalten.



Malzaufschlagnachlaß.
Art. 10. (1) Der Malzaufschlag wird, abgesehen 
von der Bestimmung von Art. 9, dem Pflichtigen auf 
Ansuchen erfassen oder vergütet:

1. wenn das nach Art. 3 steuerbar gewordene 
Malz nachweislich nicht geschrotet worden ist;

2. wenn geschrotetes Malz, das dem Malz­
aufschlag unterlegen hat, zugrunde gegangen, 
verdorben oder so verändert worden ist, daß 
es zur Bierbereitung nicht mehr verwendet 
werden kann;

3. wenn daS aus versteuertem Malze hergestellte 
Erzeugnis in der Braustätte, noch bevor eS 
aus dem Lagerkeller entfernt ist, zugrunde 
gegangen, verdorben oder so verändert worden 
ist, daß die Berwertung des Erzeugnisses 
zum Genuß als Bier nicht möglich erscheint.

(2) Erlaß oder Vergütung des MalzausschlagS 
wird nur dann gewährt, wenn der Betrag desselben 
sich im einzelnen Falle aus mindestens 5 M berechnet 
und wenn die von der Steuerverwaltung erlasienen 
Vorschriften eingehalten worden sind.

(3) Der Pflichtige hat nachzuweisen, daß die für 
den Erlaß oder die Vergütung geforderten Voraus­
setzungen zutreffen.

(4J Die Steuerbehörde kann den Erlaß oder die 
Vergütung des Malzaufschlags davon abhängig machen, 
daß das Malz oder das daraus hergestellte Erzeugnis 
unter amtlicher Aussicht vernichtet oder zur Her­
stellung von Bier oder zur Verwertung als solches 
unbrauchbar gemacht wird.
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AuSfB. zu Art. 10.
Malzaufschlagnachlaß.

8 27. 1 Zur Verbescheidung der Gesuche um Malzauf­
schlagnachtaß ist die K. Generaldirektion der Zölle und 
indirekten Steuern zuständig. Gegen deren Entscheid ist 
Beschwerde an das K. Staatsministerium der Finanzen 
zulässig.

2 Für das aus steuerbar gewordenem Malze her­
gestellte Erzeugnis wird ein Nachlaß oder eine Vergütung 
des Malzaufschlags nur dann gewährt, wenn es in der 
Brauerei zu Grunde gegangen oder zur Verwertung zum 
Genusse als Bier unbrauchbar geworden ist. Sobald 
daher das aus steuerpflichtigem Malze gewonnene Er­
zeugnis aus dem Lagerkeller der Brauerei entfernt ist, 
kann ein Nachlaß oder eine Vergütung des Malzauf­
schlags nicht mehr eiutreten.

3 Wer Nachlaß oder Vergütung des Malzaufschlags 
auf Grund des Artikel 10 des Gesetzes beansprucht, 
hat den Tatbestand und die Ursachen des den Anspruch 
begründenden Ereignisses der Hebestelle so zeitig anzu­
zeigen, daß eine genaue Feststellung des Sachverhalts 
noch erfolgen kann. Ter Antragsteller hat auch dafür 
zu sorgen, daß der Tatbestand bis zur Feststellung durch 
die Hebestelle unversehrt erhalten bleibt. Ist dies zur 
Verhütung eines erheblichen Schadens oder aus anderen 
Gründen nicht möglich, so ist der Tatbestand durch die 
Ortspolizeibehörde oder durch eine vertrauenswürdige 
Person, die zu dem Gesuchsteller weder in einem Ver­
wandtschaftsverhältnisse noch in einem Dienstverhält­
nisse stehen darf, feststellen zu lassen.

4 Der Steuerbeamte hat sogleich an Ort und Stelle 
den Tatbestand unter Zuziehung der Ortspolizeibehörde 
sowie der beteiligten Personen zu ermitteln. Hiebei ist 
insbesondere festzustellen Ort, Zeit und Ursache des 
Vorfalls, Umfang des erlittenen Schadens, Menge des 
für den etwaigen Malzausschlagnachlaß in Betracht kom­
menden ungeschroteten Malzes. Ferner ist festzustellen, 
ob eine Verwendung des beschädigten Malzes, der ver­
dorbenen Bierwürze oder des verdorbenen Bieres zur 
Bereitung von Bier oder zum Genuß als Bier »och


